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Keine Eunuchen
ins «Stöckli»

Zürich hat zwei Ständeratssitze zu besetzen. Politik
ist damit nicht verbunden. Von Markus Spillmann

Am 27. November bestimmt der Kanton Zürich definitiv seine
Doppelvertretung im Ständerat. Die Ausmarchung wird die Ge-
wichte in der kleinen Kammer nicht verändern. Die Bisherigen
Verena Diener von den Grünliberalen und Felix Gutzwiller von
der FDP dürften gewählt werden, der Herausforderer Chris-
toph Blocher von der SVP ein ehrbares, aber ungenügendes
Resultat erzielen. Das wird all jene befriedigen, deren Herz für
eine liberal angehauchte grüne Politik schlägt – oder aber jene,
die bürgerlich denken, damit aber nicht die SVP verbinden.

Als wir im Oktober an dieser Stelle die Kandidatur Blo-
chers nach einer bürgerlich-liberal geprägten Güterabwägung
aller wählbaren Alternativen als «verkraftbar» bezeichneten,
polterte es vernehmlich in freisinnigen Kreisen. Nun denn, wir
bleiben bei unserer Einschätzung, dass diese Lösung politisch
die bessere wäre für den Stand Zürich als die nun wahrschein-
liche – und wir fühlen uns bestätigt durch die Empfehlung der
Grünliberalen, dem Flughafen Zürich mit einem Ja zu Behör-
deninitiative und Gegenvorschlag eine gesamtwirtschaftlich
vernünftige Zukunft zu verbauen. Nicht einmal die linke
Stadtpräsidentin Mauch oder der ehemalige Verkehrsminister
Leuenberger haben sich zu dieser Sottise hinreissen lassen.

Freilich ist Blocher an seiner «Nichtwählbarkeit» selber
schuld – was er sehr wohl weiss, sich aber in einer Mischung
aus Kampfeslust, Altersstarrsinn und Verbitterung über seine
Abwahl als Bundesrat partout nicht eingestehen will. Er wird
selbst von grundsoliden Bürgerlichen nicht etwa abgelehnt,
weil er aus naheliegenden parteipolitischen Gründen mit der
Zuwanderungsinitiative (einmal mehr) das delikate Gut der
Volksbefragung strapaziert. Nein, Blocher ist Persona non
grata, weil er in seinem politischen Stil, seiner instinktsicheren
Themenwahl und einer als bedrohlich perzipierten Machtfülle
eine Ausnahmeerscheinung bleibt, die abzulehnen leichter
fällt, als sich mit ihr politisch auseinanderzusetzen. Fataler-
weise begünstigt diese Ablehnung in erster Linie die etatisti-
schen und wettbewerbsfeindlichen Kräfte im Parlament, sei es,
dass im Bereich der Personenfreizügigkeit weitere flankie-
rende Massnahmen als Zugeständnisse zur Mehrheitssiche-
rung bei Volk und Ständen geleistet werden müssen, sei es,
dass gewichtige Reformvorhaben wie die Sanierung der
Sozialwerke zwischen links und rechts aufgerieben werden.

Schuld («Erosion der politischen Sitten» . . .) und Sühne
(. . . «daher nicht wählbar») machen die SVP unter Blocher
koalitionsunfähig für den freisinnig-liberalen Pol und die frag-
mentierte Mitte. Das könnte auch bestimmend sein für die Ge-
samterneuerungswahl des Bundesrates am 14. Dezember.

Nüchtern betrachtet wird der Ständerat freilich nicht ein-
fach personell erneuert, sondern für die nächsten vier Jahre
auch parteipolitisch geprägt. Es ist ein Irrtum, zu meinen, die
kleine Kammer pflege quasi das weltanschauliche Eunuchen-
tum. Der Rat ist im Zweikammerprinzip in erster Linie der
Bundespolitik verpflichtet und dient der Interessenwahrung
von Volk wie Ständen in sehr konkreten sachpolitischen Ge-
schäften. Mag sein, dass der Stil der Auseinandersetzung
etwas gepflegter, die Bereitschaft zum sachlichen Konsens
grösser ist.

Die im Zürcher Wahlkampf einmal mehr zelebrierte Atti-
tüde aber, im Ständerat gehe es unter aufgeklärten (und
selbstredend hochanständigen) Politikern in erster Linie um
die sachorientierte Konsenssuche, vernebelt die Tatsache, dass
zu einer lebendigen Demokratie der politische Streit gehört –
und dass dieses Land in den kommenden Jahren sehr grund-
sätzlich zu streiten hätte. Denn die Differenzen sind enorm,
etwa bei der generationsübergreifenden Sicherung der Sozial-
werke, der Priorisierung von (immer zu knappen) Investitio-
nen in Infrastruktur, Bildung und Forschung, der Sicherung
eines global wettbewerbsfähigen Werk- und Finanzplatzes
oder der Lösung des inhärenten Zielkonflikts zwischen ökolo-
gisch Wünsch- und ökonomisch Vertretbarem bei der Umset-
zung der «Energiewende». Es gilt daher, die Orientierung an
der Eigenverantwortung des Einzelnen, am Prinzip des Wett-
bewerbs und an einer möglichst schlanken staatlichen Ord-
nung mehrheitsfähig zu halten. Auch im stilvollen «Stöckli».

PETER GUT
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KORRIGENDUM

zz. U Im Artikel «Neues Licht auf un-
autorisierte Handelsgeschäfte bei der
UBS» vom 27. 11. 11 hat sich ärger-
licherweise ein Fehler eingeschlichen.
Die UBS musste 2009 in Grossbritan-
nien wegen «System- und Kontroll-
fehlern» natürlich nicht 8 Milliarden
Pfund Busse bezahlen, sondern nur
8 Millionen Pfund.

Lieber Hors-sol- oder
volksnahe Politiker?
Auch Luzi Bernet (NZZ 15. 11. 11) be-
schleicht ein ungutes Gefühl angesichts
der neuen griechischen und italienischen
Ministerpräsidenten.

EU-Gremien, «Merkozy», der IMF –
sie nehmen vom Volk gewählten Politi-
kern das Heft aus der Hand. Da sie allen-
falls von Lobbyisten-, aber hauptsäch-
lich von Steuergeldern leben, wie alle
internationalen Vereinigungen, brau-
chen sie das Euro-System bzw. die EU zu
ihrer Machterhaltung. Es darf niemand
offiziell pleitegehen, da sonst ihre
Machtbasis zerfällt. So werden Italien
und Griechenland unter die Vormund-
schaft treuer EU-Vasallen gestellt. De-
ren Regierungen haben sich vom billigen
Geld der Euro-Zone verführen lassen
und sind nun darin eingesperrt.

Die Zeche, immer grösser werdende
Schuldenberge und schwindende demo-
kratische Rechte, bezahlen wie immer die
gewöhnlichen Leute, die nur in den aller-
wenigsten Fällen um ihre Meinung ge-
fragt wurden. Leider gibt es keinen ein-
zelnen verantwortlichen Diktator für die-
se Misswirtschaft, den die Bürger stürzen
könnten. Das einzige Mittel, dem Spuk
ein Ende zu bereiten, wäre, internationa-
len Vereinigungen den Geldhahn zuzu-
drehen, zum Wohl der eigenen Finanzen.
Überschuldete Länder müssen wieder
eigene Verantwortung übernehmen kön-
nen, nicht nur in Europa.

Verena Guran-Fierz, Zumikon

Die Finanz- und Wirtschaftskrise führt
uns vor Augen, dass die herkömmliche
Politik und damit auch unser politisches
System für die globalisierte Welt keine
Rezepte mehr haben. Das Verflochten-
sein mit einer Welt der unterschiedlichs-
ten Systeme zwingt die Nationalstaaten
zu vielfältigen Anpassungen und Macht-
verlust. Die Finanz- und die Weltwirt-
schaft, jedenfalls die Grosskonzerne,
handeln weitgehend im rechtsfreien
Raum, auf den wir kaum noch Einfluss
haben. Jetzt müssen halt die Fachleute
ran, ob demokratisch legitimiert oder
nicht, die selbsternannten volksnahen
Macher haben es ja nicht geschafft!

Unsere Politiker haben weitgehend
den Überblick, aber auch die Macht ver-
loren und handeln höchstens im Nach-
hinein, sie flicken die Brüche und Schä-

den – meist bleibt es ja beim Versuch –,
die ihnen die Welt präsentiert. Hierzu-
lande haben noch vor wenigen Monaten
unsere Politik-, Wirtschafts- und Finanz-
fachleute das Hohelied des freien Mark-
tes gesungen. Der freie Markt regelt alles
von ganz alleine, dabei hatten sie ganz
übersehen, dass er ihnen bereits in die
globalisierte Welt entglitten und gar kein
Handlungsspielraum für Regeln mehr
vorhanden war. Unsere Politiker haben
nicht mitbekommen, dass die Regeln von
anderen gemacht oder einfach missachtet
werden. Der Markt braucht aber starke
Regeln, sonst regelt er sich selbst zu Tode,
wie sinngemäss der Erzkapitalist George
Soros sagt! Und diese Regeln können nur
noch durch intensive internationale Zu-
sammenarbeit aufgestellt werden.

Ob volksnahe Politiker wohl je dazu
fähig sind? Was ist uns wichtiger, Mina-
rette oder eine gesunde Wirtschaft, die
den Menschen Arbeit und Brot gibt?
Wahrhaftigkeit ist für mich jedenfalls ein
viel wichtigeres Kriterium als Parteipoli-
tik oder undefinierbare Volksnähe.

Heinrich Schmitt, Gerlikon

Nein
zu EFSF-Beteiligung
Die Schweiz steht demnächst vor der
Entscheidung, ob sie sich als Investorin
am europäischen Rettungsschirm EFSF
(European Financial Stability Facility)
beteiligen soll. Der Bundesrat signalisiert
Gesprächsbereitschaft oder mehr. Die
Antwort darf aber nur «sicher nicht!»
heissen. Denn die Schweiz ist bereits über
den Handel und weitere Gemeinsamkei-
ten stark in die Euro-Zone integriert. Da
dürfen wir nicht den Fehler machen, auch
noch Kapital in diese Beziehung zu inves-
tieren. Die Chancen stehen nämlich
«gut», dass die Rückzahlung genau dann
ausgesetzt wird, wenn der Handel einmal
einbrechen sollte. Im Vertrag von Maas-
tricht gibt es eine Nichtbeistands-Klausel
(«no bail-out»), nach der die Haftung der
Europäischen Union sowie der Mitglied-
staaten für Verpflichtungen anderer Mit-
gliedstaaten ausgeschlossen ist. Es wäre
ein grober und dummer Verstoss, wenn
die Schweiz – noch bevor die marktwirt-
schaftlichen Möglichkeiten der schwä-
chelnden Länder auch nur ansatzweise
ausgeschöpft sind und solange die Regeln

der guten Haushaltsführung in den meis-
ten Euro-Staaten mit Füssen getreten
werden – gegen diese No-Bail-out-Be-
stimmung verstösst. Die Schweiz hat erst
neulich unter höchstem Zeitdruck Kre-
dite zugunsten des IMF gesprochen (pro
Kopf der Bevölkerung mehr als alle ande-
ren Länder), die nun irgendwo an den
südlichen Stränden der EU versickern.
Wir wollen und können es uns nicht leis-
ten, zusätzliches hart verdientes Geld, auf
welchem Weg auch immer, in ein so
schlecht durchdachtes Unterfangen wie
die EFSF zu investieren.

Martin Janssen, Küsnacht

Staatsintervention
im Wohnungsmarkt
Der Gegenvorschlag zu drei wohnpoliti-
schen Initiativen fordert, den Anteil von
gemeinnützigen Wohnungen in der
Stadt Zürich auf einen Drittel auszu-
bauen. Dieser Vorschlag ist ein bürokra-
tisches Monster, dessen Annahme eine
beispiellose Staatsintervention im Woh-
nungsmarkt bringen würde. Die damit
verbundenen Kosten würden sich auf
rund 15,6 Milliarden Franken belaufen.
Damit ist klar, dass diese Vorlage unbe-
zahlbar ist. Ausserdem würde die Vor-
lage, um dieses Drittel zu erreichen, fak-
tisch keinen privaten Wohnungsbau
mehr zulassen, was der Wirtschaftsfrei-
heit widersprechen würde.

Gemeinnütziges Wohnen bedeutet
eine riesige Umverteilung und Subventio-
nierung. Davon profitieren aber nicht nur
die unteren Einkommensschichten, son-
dern auch Spitzenverdiener. Zudem wei-
sen gemeinnützige Wohnbauten eine tie-
fere soziale Durchmischung auf als pri-
vate Wohnungsbauten, womit die Vor-
lage kontraproduktiv für das erklärte Ziel
der Verbesserung der Durchmischung ist.
Schliesslich zeigen Daten des Statisti-
schen Amtes, dass die bauliche Dichte der
Wohnbaugenossenschaften in jedem
Kreis der Stadt Zürich tiefer ist als jene
der privaten Vermieter. Mehr gemein-
nütziges Wohnen würde somit dem ver-
dichteten Bauen, welches man allgemein
wünscht, zuwiderlaufen. Statt dem Staats-
interventionismus zu huldigen, wären im
Wohnungsmarkt dringend Liberalisie-
rungsschritte nötig. Zum einen muss die
grosse Zahl an unnötigen, sinnlosen und

gar kontraproduktiven Vorschriften re-
duziert werden, zum anderen sollte höher
und verdichteter gebaut werden dürfen.

Adrian Ineichen, Zürich

Für WLAN-freien
Zugang in Zügen
Die SBB wollen beim drahtlosen Inter-
netzugang (WLAN) aufrüsten (NZZ
17. 11. 11). Es gibt aber auch viele Rei-
sende, die ihre Zeit im Zug zum Sichent-
spannen nutzen möchten. Das ist nicht
möglich, wenn sie aggressivem Elektro-
smog, hervorgerufen durch WLAN, aus-
gesetzt sind. Die SBB haben für dieses
Kundensegment Wagen bereitzustellen,
die gegen hoch- und auch niederfre-

quente Felder abgeschirmt sind. So kön-
nen sie nicht nur die wachsende Zahl der
Elektrosensiblen adäquat bedienen, son-
dern auch den grossen Anteil der er-
holungsuchenden Reisenden, die, in der
ersten wie in der zweiten Klasse, kein
Bedürfnis nach Internet haben.

Urs Allemann, Küsnacht


